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Entscheidungsdatum

29.05.2026
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—_
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W e Ny AW

BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a RETTENHABER-LAGLER als Vorsitzende und die Richterin
Maga Karin GASTINGER, MAS sowie die fachkundige Laienrichterin Dr.in Christina MEIERSCHITZ als Beisitzerinnen lber
die Beschwerde von D.I. XXXX , geb. XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien, vom
31.03.2026, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a RETTENHABER-LAGLER als Vorsitzende und die Richterin
Maga Karin GASTINGER, MAS sowie die fachkundige Laienrichterin Dr.in Christina MEIERSCHITZ als Beisitzerinnen tber
die Beschwerde von D.I. romisch 40, geb. rémisch 40, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle
Wien, vom 31.03.2026, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses zu Recht
erkannt:

A)

Der Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist nicht zuldssig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I.  Verfahrensgangrroémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer stellte am 01.03.2026 einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses beim
Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (auch Sozialministeriumservice, in der Folge belangte Behorde) und

legte medizinische Befunde vor.

2. Die belangte Behérde holte zur Uberprifung des Antrages ein Sachverstindigengutachten einer Fachérztin fir
Neurologie ein. In dem aufgrund einer personlichen Untersuchung des Beschwerdeflihrers am 12.03.2026 erstellten
Sachverstandigengutachten vom selben Tag stellte die medizinische Sachverstandige beim Beschwerdefihrer die

Funktionseinschrankung

1. Multiple Sklerose, Position 04.08.01 der Anlage der Einschatzungsverordnung (EVO), Grad der Behinderung (GdB) 20
%

und einen Gesamtgrad der Behinderung in Hohe von 20 v.H. fest.
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3. Die belangte Behotrde Ubermittelte dem BeschwerdeflUhrer das Sachverstandigengutachten mit Schreiben vom
16.03.2026 im Rahmen des Parteiengehdrs und rdumte diesem eine Frist zur Abgabe einer Stellungnahme ein.

4. Mit Schreiben vom 27.03.2026 gab der Beschwerdeflihrer eine Stellungnahme ab und fuhrte aus, dass er die
offentlichen Verkehrsmittel nicht mehr mit zumutbarem Aufwand benutzen kdnne. Seine Geh-Kapazitat betrage 50 -
80 Meter, dass musse er sich wegen Ermudung hinsetzen. Echte Erholung trete nur durch kurzen Schlaf ein. Ohne
Hilfsmittel und ohne Médglichkeit des Festhaltens laufe er Gefahr zu stolpern und hinzufallen, was in den letzten
Monaten schon einige Male passiert sei. Seine Stehfahigkeit sei in schwankenden Verkehrsmitteln eingeschrankt,
ebenso seine Steigfahigkeit. Niveauunterschiede kénne er nur schwer bewaltigen. Das Gutachten bertcksichtige weder
die Erschépfung durch zuriickgelegte Wegstrecken, noch die Gleichgewichtsprobleme und die Sturzgefahr und den
damit verbundenen psychischen Stress. Das Sachverstandigengutachten basiere auf einer Momentaufnahme seiner
Fahigkeiten im ausgeruhten Zustand und sei daher realitatsfern. Weiters erlaube er darauf hinzuweisen, dass er durch
seinen Verzicht auf laufende Kontrolluntersuchungen und teure Therapieversuche der Gesellschaft eine Menge Kosten
erspare. Der Beschwerdefiihrer schloss dieser Stellungnahme einen Auszug aus der physikalischen Ambulanz vom
April 2026 an.

5. Die belangte Behodrde ersuchte die befasste medizinische Sachverstandige um die Abgabe einer Stellungnahme. In
deren Stellungnahme vom 31.03.2026 fuhrte die medizinische Sachverstandige zusammengefasst aus, dass
facharztlich-neurologische Befunde inklusive eines Betreuungsnachweises sowie eines etwaigen Therapiebedarfs nicht
vorgelegt worden seien. Die vorgebrachten Argumente wirden sohin keine neuen Erkenntnisse enthalten, welche das
vorhandene Begutachtungsergebnis entkraften kénnten, sodass daran festgehalten werde.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 31.03.2026 wies die belangte Behdrde den Antrag auf Ausstellung eines
Behindertenpasses gemal3 88 40, 41 und 45 Bundesbehindertengesetz (BBG) ab und stellte einen Grad der
Behinderung in Hoéhe von 20 v.H. fest. Die belangte Behorde legte dem Bescheid das eingeholte
Sachverstandigengutachten samt erganzender Stellungnahme in Kopie bei.6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom
31.03.2026 wies die belangte Behdrde den Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemall Paragraphen 40, 41
und 45 Bundesbehindertengesetz (BBG) ab und stellte einen Grad der Behinderung in Héhe von 20 v.H. fest. Die
belangte Behdrde legte dem Bescheid das eingeholte Sachverstandigengutachten samt erganzender Stellungnahme in
Kopie bei.

7. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefiihrer fristgerecht Beschwerde und brachte zusammengefasst vor,
dass das Gutachten eine Momentaufnahme im ausgeruhten Zustand sei und in keinster Weise die Verringerung seiner
Fahigkeiten im Zuge einer realen Wegstrecke berucksichtige. Es wirden Aussagen Uber seine Mobilitdt gemacht ohne
diese unter realen Bedingungen, namlich rasche Ermudbarkeit durch korperliche Aktivitat, durch
Konzentrationserfordernis und Urgency-Stress, gepruft zu haben. Rasche Ermidung durch korperliche Aktivitat, Stress
und Konzentrationserfordernis sei ein wohlbekanntes Symptom einer multiplen Sklerose Erkrankung. Zur
Dokumentation seiner Mobilitat lege er die Mobilitatsdiagnose der Physikalischen Ambulanz vom 20.04.2026 vor.

8. Die belangte Behorde legte das Beschwerdeverfahren dem Bundesverwaltungsgericht mit Schreiben vom
05.05.2026 vor, wo dieses am 06.05.2026 einlangte.

9. Das Bundesverwaltungsgericht fihrte 18.05.2026 eine Abfrage im Zentralen Melderegister durch, wonach der
Beschwerdefiihrer osterreichischer Staatsbirger ist, und seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland hat.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Der Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses langte am 01.03.2026 bei der belangten Behorde ein.

Der Beschwerdefuhrer erfillt die allgemeinen Voraussetzungen fir die Ausstellung eines Behindertenpasses. Der
Beschwerdefuihrer hat seinen Wohnsitz im Inland.

Ausmalf3 der Funktionseinschrankungen:
Anamnese:

Multiple Sklerose



Die letzte Begutachtung erfolgte am 23.05.2024, ein Grad der Behinderung konnte mangels fehlender Befundvorlage

nicht ermittelt werden.
Derzeitige Beschwerden:

Der AW kommt gehend mit einem umgedrehten Rollstuhl (Benutzung wie Rollator) in Begleitung der Partnerin, diese
hatte ihn hergebracht. AW beantragt auch die Vornahme einer Zusatzeintragung (Parkausweis).

Das Hauptproblem sei das Gehen. Mittlerweile musse er sich immer anhalten. Draul3en gehe er mit 2 NW Stocken. Den
Rollstuhl hatte er seit letzter Woche fur z.B. Museumsbesuche. Das linke Bein sei starker betroffen, was die Beinheber
betreffe. Er hatte auch Gleichgewichtsprobleme. Seine Arme sei soweit in Ordnung - die Feinmotorik sei aber links
verschlechtert, dies merke er beim Knopfe zumachen.

Er sei 2021 auf Ocrevus eingestellt gewesen - er hatte die Infusionen 2 Mal erhalten -, er hatte aber keinen Nutzen
gesehen.

Eine Rehabilitation hatte er noch nicht in Anspruch genommen. Physiotherapie mache er keine.
Er Ube selbststandig - er sei ausgebildeter Shiatsu Praktiker.
Fachérztlich betreut werde er nicht. Aktuelle Befunde werden nicht vorgelegt.

Im ADL- Bereich sei er selbststandig. Er wohne alleine, beim Einkaufen helfe die Partnerin. Die Partnerin erganzt, dass
der Alltag sehr muhsam sei und der Behindertenparkplatz eine Erleichterung ware.

Es bestehe keine Erwachsenenvertretung, auch kein PG Bezug.
Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:

Behandlungen: keine Medikamente: keine

Hilfsmittel: 2 NW Stocke, Rollstuhl, Lesebrille Sozialanamnese:

geschieden wohne alleine im 1. Stock mit Lift (2 Stockwerke). 1 Tochter. Beruf: Shiatsu Praktiker,
Berufsunfahigkeitspension Nik: 0 Alk: 0

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

XXXX Neurologische Abteilung, 21.06.2021 Diagnosen bei Entlassung: romisch 40 Neurologische Abteilung, 21.06.2021
Diagnosen bei Entlassung:

Multiple Sklerose primar progredient (EDSS 2.0)
1. Ocrelizumab (Ocrevus) am 27.05.2021

2. Ocrelizumab (Ocrevus) am 10.6.2021
Keine weitere Befundvorlage.
Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

Gut

Ernahrungszustand:

Gut

GroRe: 178,00 cm Gewicht: 77,00 kg Blutdruck:
Klinischer Status - Fachstatus:

Neurologischer Status:

wach, voll orientiert, kein Meningismus

Caput: HN unauffallig.



OE: Rechtshandigkeit, Trophik unauffallig, Tonus unauffallig, grobe Kraft proximal und distal 5/5 rechts, Fingerspreizen
links KG 4-5, sonst KG 5, Vorhalteversuch der Arme: unauffallig, Finger-Nase-Versuch: keine Ataxie, MER (RPR, BSR, TSR)
seitengleich gesteigert ausldsbar, Eudiadochokinese beidseits, Knips bds positiv.

UE: Trophik unauffallig, Tonus linksbetont erhoht, grobe Kraft proximal und distal 5/5 rechts, links KG 4- prox, distal
Vorful3 KG 3, Positionsversuch der Beine: einzeln: rechts unauffallig, links gestreckt kurz gehoben und kurz gehalten,
Hacke-Versuch: rechts keine Ataxie, links nicht mdéglich wegen Spastik, MER (PSR, ASR) seitengleich gesteigert
auslosbar, Babinski bds positiv

Sensibilitat: intakte Angabe. Sprache: unauffallig Romberg: unauffallig Unterberger: kurz méglich.
Fersenstand: rechts reduziert, Zehengang mit Anhalten: unauffallig.
Gesamtmobilitat - Gangbild:

Mobilitatsstatus: Gangbild: spastisch ataktisch mit Zirkumduktion links ohne Hilfsmittel, mit zeitweise seitlichem
Anhalten Standvermaogen: sicher, prompter Lagewechsel.

Status Psychicus:

wach, in allen Qualitaten orientiert, Duktus kohdrent, Denkziel wird erreicht, Aufmerksamkeit unauffallig, keine
kognitiven Defizite, Affekt unauffallig, Stimmungslage ausgeglichen, Antrieb unauffallig, Konzentration normal, keine
produktive Symptomatik.

Beim Beschwerdefliihrer bestehen folgende Funktionseinschrankungen, die voraussichtlich langer als sechs Monate

andauern werden:

1. Multiple Sklerose

Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 20 v. H.
2. Beweiswirdigung:

Die Feststellung zur Einbringung des gegenstandlichen Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses basieren auf
dem Akteninhalt.

Die Feststellungen zum Wohnsitz bzw. gewohnlichen Aufenthalt des Beschwerdefuhrers im Inland ergibt sich aus der
seitens des Bundesverwaltungsgerichts am 18.05.2026 durchgefiihrten Abfrage aus dem Zentralen Melderegister, aus
der sich ein Hauptwohnsitz im 0Osterreichischen Bundesgebiet ergibt; konkrete Anhaltspunkte daflr, dass der
Beschwerdefiihrer seinen Wohnsitz bzw. gewdhnlichen Aufenthalt nicht im Inland hatte, sind im Verfahren nicht
hervorgekommen. Auch die belangte Behdrde ging vom Vorliegen dieser Voraussetzung aus.

Der Gesamtgrad der Behinderung grundet sich auf das seitens der belangten Behodrde eingeholte
Sachverstandigengutachten einer Fachdarztin fur Neurologie vom 12.03.2026, basierend auf einer personlichen
Untersuchung des Beschwerdefihrers am selben Tag.

Darin wird auf die Art der Leiden des Beschwerdefiihrers und deren AusmaR vollstandig, nachvollziehbar und
widerspruchsfrei eingegangen. Die medizinische Gutachterin setzt sich auch umfassend und nachvollziehbar mit den
vorgelegten Befunden sowie mit der Frage der wechselseitigen Leidensbeeinflussungen und dem Zusammenwirken
der zu berucksichtigenden Gesundheitsschadigungen auseinander. Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf
den im Rahmen einer personlichen Untersuchung erhobenen Befunden, entsprechen auch den festgestellten
Funktionsbeeintrachtigungen; die Gesundheitsschadigungen sind nach der Einschatzungsverordnung richtig

eingestuft.

Der Beschwerdefiihrer bringt in seiner Beschwerde im Wesentlichen Argumente vor, welche nachweisen sollen, dass
es ihm nicht moglich sei, eine Wegstrecke von 300 - 400 Metern ohne Schmerzen und ohne Pausen zurlickzulegen. Es
folgen Ausfuhrungen dartber, dass die rasche Ermudung durch korperliche Aktivitat, durch Stress und
Konzentrationserfordernis seine Fahigkeiten hinsichtlich des Zurlcklegens einer realen Wegstrecke drastisch

verringern warden.

All dies sind Argumente, welche die vom Beschwerdeflhrer beantragte Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der

Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitadtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in



den Behindertenpass betreffen, nicht jedoch die Einstufung des Leidens des Beschwerdefuhrers nach der Anlage der
EVO. Der Beschwerdeflhrer brachte in seiner Beschwerde kein einziges Argument vor, welches darauf abzielte, die
Einschatzung des Leidens durch die medizinische Sachverstandige in Zweifel zu ziehen. Ebenso wenig legte er aktuelle
medizinische Befunde vor, welche eine Verschlechterung der Leidenszustdnde des Beschwerdefiihrers medizinisch
objektivieren wirden.

Far die Einstufung behinderungsrelevanter Leiden nach den Kriterien der EVO sind objektivierbare
Funktionseinschrankungen unter Beachtung samtlicher vorgelegten medizinischen Befunde maf3geblich. Bei der
grandlichen neurologischen Untersuchung am 12.03.2026 konnte die medizinische Sachverstandige keine héheren
Funktionseinschrankungen als jene, welche sie unter dem Leiden 1 eingeschatzt hatte, beim Beschwerdefuhrer
feststellen. Diesbezlglich ist festzuhalten, dass aktuelle facharztliche Befunde mit etwaiger Therapiekonsequenz
seitens des Beschwerdeflhrers nicht in Vorlage gebracht wurden. Im Rahmen der persénlichen Untersuchung fiihrte
er aus, dass er bislang weder eine Physiotherapie noch eine Rehabilitation in Anspruch genommen haben, sodass
davon auszugehen ist, dass noch Therapieoptionen hinsichtlich Leiden 1 offen sind. Die Argumente des
Beschwerdefiihrers sind daher nicht geeignet, zu einer anderen Einschdtzung des Leidens undder
Funktionseinschrankung des Beschwerdefihrers kommen zu kénnen.

Die medizinische Sachverstandige geht in ihrem Gutachten vom 12.03.2026 ausfihrlich auf samtliche Befunde des
Beschwerdefiihrers und in deren Stellungnahme vom 31.03.2026 ausfuhrlich auf die Einwendungen des
Beschwerdefiihrers ein. Der Beschwerdefiihrer ist hingegen den Ausfihrungen der medizinischen Sachverstandigen
nicht und damit insbesondere auch nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten, steht es dem Antragsteller,
so er der Auffassung ist, dass seine Leiden nicht hinreichend bericksichtigt wurden, nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes doch frei, das im Auftrag der Behdrde erstellte Gutachten durch die Beibringung eines
Gegengutachtens eines Sachverstandigen seiner Wahl zu entkréften (vgl. etwa VWGH 27.06.2000, 2000/11/0093).Die
medizinische Sachverstandige geht in ihrem Gutachten vom 12.03.2026 ausfihrlich auf samtliche Befunde des
Beschwerdefiihrers und in deren Stellungnahme vom 31.03.2026 ausfuhrlich auf die Einwendungen des
Beschwerdefiihrers ein. Der Beschwerdefiihrer ist hingegen den Ausfihrungen der medizinischen Sachverstandigen
nicht und damit insbesondere auch nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten, steht es dem Antragsteller,
so er der Auffassung ist, dass seine Leiden nicht hinreichend berlcksichtigt wurden, nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes doch frei, das im Auftrag der Behdrde erstellte Gutachten durch die Beibringung eines
Gegengutachtens eines Sachverstandigen seiner Wahl zu entkraften vergleiche etwa VwWGH 27.06.2000, 2000/11/0093).

Seitens des Bundesverwaltungsgerichts besteht folglich kein Zweifel an der Richtigkeit, Vollstandigkeit,
Widerspruchsfreiheit und SchlUssigkeit des vorliegenden Sachverstandigengutachtens vom 12.03.2026. Dieses wird
daher in freier Beweiswirdigung der gegenstandlichen Entscheidung zu Grunde gelegt.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu Spruchteil A)

1. Zur Entscheidung in der Sache

Die gegenstandlich mafRgeblichen Bestimmungen des Bundesbehindertengesetzes (BBG) lauten:

.8 40 (1) Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der
Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn,8 40 (1) Behinderten Menschen mit
Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der
Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen (Paragraph
45,) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder
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5. sie dem Personenkreis der begtnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.5. sie dem  Personenkreis der begunstigten Behinderten im  Sinne des
Behinderteneinstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.

(2) Behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angefihrten Personenkreis angehoren, ist ein Behindertenpald
auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen
des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.(2) Behinderten
Menschen, die nicht dem im Absatz eins, angefiihrten Personenkreis angehoren, ist ein Behindertenpal? auszustellen,
wenn und insoweit das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen des Bundes mit
dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

8 41 (1) Als Nachweis fur das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid
eines Rehabilitationstragers (8 3) oder ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhohten Familienbeihilfe gemal 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376. Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennParagraph 41, (1) Als Nachweis fur das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten Voraussetzungen gilt der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (Paragraph 3,) oder ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach
dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,, ein rechtskraftiges Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Gber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 Paragraph
8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376. Das Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr.

261 aus 2010,) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

mallgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.

(2) Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung
des Grades der Behinderung sind ohne Durchfihrung eines Ermittlungsverfahrens zurlickzuweisen, wenn seit der
letzten rechtskréftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine offenkundige Anderung

einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

8 42 (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum, eine
allfallige Versicherungsnummer, den Wohnort und einen festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis
von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom
Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.Paragraph 42, (1) Der Behindertenpass hat den
Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer, den
Wohnort und einen festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und
ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Verglinstigungen
dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen vorzunehmen.

§8 45 (1) Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf
Einschatzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen einzubringen.Paragraph 45, (1) Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf
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Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der
erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (8 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter
zu.(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaR Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

(3) In Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf
Einschatzung des Grades der Behinderung hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu
erfolgen.

(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemdR Abs. 3 hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die jeweiligen
Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.”(4) Bei
Senatsentscheidungen in Verfahren gemal Absatz 3, hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der Interessenvertretung
der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die
fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fur die jeweiligen Agenden die erforderliche
Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.”

Die maRgebenden Bestimmungen der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
betreffend nahere Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung, BGBI.
Il. Nr. 261/2010 idgF BGBI Il. Nr. 251/2012) lauten auszugsweise wie folgt:Die malRgebenden Bestimmungen der
Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend ndhere Bestimmungen Gber
die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung, Bundesgesetzblatt rémisch zwei. Nr. 261 aus
2010, idgF Bundesgesetzblatt rémisch zwei. Nr. 251 aus 2012,) lauten auszugsweise wie folgt:

"Behinderung

§ 1 Unter Behinderung im Sinne dieser Verordnung ist die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu erschweren.
Als nicht nur vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.Paragraph eins, Unter
Behinderung im Sinne dieser Verordnung ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen, geistigen
oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet
ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu erschweren. Als nicht
nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Grad der Behinderung

§ 2 (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.Paragraph 2, (1) Die
Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefihrt sind, ist der Grad der
Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um finf geringerer Grad
der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu
begriinden.

Gesamtgrad der Behinderung

8 3 (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere



Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander.Paragraph 3, (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn
mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die
einzelnen Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunachst von jener Funktionsbeeintrachtigung
auszugehen, flr die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und inwieweit dieser durch die
weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhoht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmal von weniger als 20
v.H. sind auBer Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintréchtigung verursacht. Bei Uberschneidungen von
Funktionsbeeintrachtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine Erhdhung des Grades der
Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn

- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fihren.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere
Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen alleine.

Grundlage der Einschatzung

§ 4 (1) Die Grundlage fur die Einschitzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kérperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.Paragraph 4, (1) Die Grundlage fir die
Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen,
geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form eines arztlichen Sachverstandigengutachtens.
Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen - beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen
Beurteilung heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den personlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begriindung fiir die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten.

"

Zunéchst ist rechtlich festzuhalten, dass der Grad der Behinderung im Beschwerdefall - wie dies auch die belangte
Behorde zu Recht annahm - nach der Einschatzungsverordnung einzuschatzen war, was im Verfahren auch
unbestritten geblieben ist.

Das Leiden 1 ist die Multiple Sklerose, welches die medizinische Sachverstandige richtig im unteren Rahmensatz nach
der Position 04.08.01 der Anlage EVO mit einem GdB 20 % einstufte, da beine bestatigte Diagnose vorliegt.

Wie oben unter Punkt 2. (Beweiswlrdigung) ausgefiihrt, wird der gegenstandlichen Entscheidung das seitens der
belangten Behdrde eingeholte Sachverstandigengutachten einer Fachéarztin fir Neurologie vom 12.03.2026, beruhend
auf einer persénlichen Untersuchung des Beschwerdeflihrers am selben Tag zu Grunde gelegt.

Die medizinische Sachverstandige stellt in der Gesamtbeurteilung fest, dass ein Gesamtgrad der Behinderung von 20
v.H. vorliegt.

Mit einem Gesamtgrad der Behinderung von 20 v.H. sind die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines
Behindertenpasses gemaR & 40 Abs. 1 BBG, wonach behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichen
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Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbstatigkeit von mindestens 50
v.H. ein Behindertenpass auszustellen ist, aktuell nicht erfullt. Mit einem Gesamtgrad der Behinderung von 20 v.H. sind
die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines Behindertenpasses gemal’ Paragraph 40, Absatz eins, BBG, wonach
behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbstatigkeit von mindestens 50 v.H. ein Behindertenpass auszustellen ist, aktuell nicht erfullt.

Im Ubrigen ist aber auch darauf hinzuweisen, dass bei einer spiteren Verschlechterung des Leidenszustandes die
neuerliche Einschatzung des Grades der Behinderung nach MalRgabe des § 41 Abs. 2 BBG in Betracht kommt.Im
Ubrigen ist aber auch darauf hinzuweisen, dass bei einer spiteren Verschlechterung des Leidenszustandes die
neuerliche Einschatzung des Grades der Behinderung nach MaRgabe des Paragraph 41, Absatz 2, BBG in Betracht

kommt.
Der Beschwerde war daher spruchgemal’ abzuweisen.
2. Zum Entfall einer mundlichen Verhandlung

Der im Beschwerdefall maRgebliche Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt der belangten Behérde und insbesondere auf
das von der belangten Behorde eingeholte medizinische Sachverstandigengutachten samt erganzender
Stellungnahme, welche auf alle Einwande und die im Verfahren vorgelegten Atteste des Beschwerdefiihrers in
fachlicher Hinsicht eingehen, und welchen der Beschwerdefiihrer nicht substantiiert entgegengetreten ist. Beide
Parteien haben keinen Verhandlungsantrag gestellt. All dies lasst die Einschatzung zu, dass die mundliche Erérterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im
Beschwerdefall nicht nur mit Art. 6 EMRK und Art. 47 GRC kompatibel ist, sondern der ZweckmaRigkeit, Raschheit,
Einfachheit und Kostenersparnis (8 39 Abs. 2a AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen Wahrheit
und der Wahrung des Parteiengehdrs nicht verkurzt wird.Der im Beschwerdefall mal3gebliche Sachverhalt ergibt sich
aus dem Akt der belangten Behorde und insbesondere auf das von der belangten Behorde eingeholte medizinische
Sachverstandigengutachten samt erganzender Stellungnahme, welche auf alle Einwande und die im Verfahren
vorgelegten Atteste des Beschwerdefihrers in fachlicher Hinsicht eingehen, und welchen der Beschwerdefuhrer nicht
substantiiert entgegengetreten ist. Beide Parteien haben keinen Verhandlungsantrag gestellt. All dies lasst die
Einschatzung zu, dass die mundliche Erdrterung eine weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und eine
Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im Beschwerdefall nicht nur mit Artikel 6, EMRK und Artikel 47, GRC
kompatibel ist, sondern der ZweckmaRigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis (Paragraph 39, Absatz 2 a,
AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehors nicht

verkurzt wird.
Zu Spruchteil B)

GemdR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6dsenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine


https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a

ohnehin klare Rechtslage stutzen.
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